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Einleitung 

Der Einfluß der Gemeinschaftsrechtsordnung auf das deutsche Recht wird 
höchst unterschiedlich beurteilt, je nachdem ob der Betrachter auf der deutschen 
oder auf der europäischen Seite der Brücke steht, über die das Gemeinschafts­
recht nach Deutschland fließt.! Dies gilt auch für das Verhältnis des Gemein­
schaftsrechts zu den Vorschriften des deutschen Rechts über die Aufhebung von 
Verwaltungsakten. Von der deutschen Seite der Brücke aus gesehen, wird der 
gemeinschaftsrechtIiche Einfluß als Einbruch in gewachsene Strukturen des 
deutschen Rechts bewertet,2 der mit einer deutlichen Absenkung des tatsächlich 
gewährten Vertrauensschutzes einhergeht.3 Steht der Betrachter auf der europäi­
schen Seite der Brücke, so ist das nationale Verwaltungsrecht4 bloß Mittel zum 
Zweck einer effektiven Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts. Bei dieser 
Sichtweise haben die Strukturen des nationalen Verwaltungsrechts keinen Ei­
genwert5 mit der Folge, daß sie beliebig überformt werden können. 

Die letztgenannte Perspektive führt zu einer funktionalen Indienstnahme der 
§§ 48 ff. VwVfG zur Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts. Dieser Ansatz­
punkt ist nicht dazu angetan, dogmatische Begründungswege für die Einwir­
kung des Gemeinschaftsrechts auf die §§ 48 ff. VwVfG offenzulegen. Er bleibt 
daher im Rahmen der vorliegenden Abhandlung außer acht. Das Erkenntnisin­
teresse richtet sich vielmehr darauf, ob die §§ 48 ff. VwVfG strukturell geeignet 
sind, den an sie herangetragenen Vorgaben des Gemeinschaftsrechts Rechnung 
zu tragen. Um diese Frage zu beantworten, ist zunächst eine Durchdringung der 
Vorschriften des deutschen Rechts über die Aufhebung von Verwaltungsakten 
vonnöten (1. Teil), sodann eine Untersuchung der Grundsätze und Regeln, die 
das Gemeinschaftsrecht zur Aufhebung von Entscheidungen bereithält (2. Teil). 
Erst wenn sich beide Rechtsordnungen als strukturell kompatibel erweisen, 

I Plastisch Kirchhof, DRiZ 1995,253,259: "Das deutsche Zustimmungsgesetz ist die 
alleinige Brücke, über die Europarecht rechtsverbindlich nach Deutschland fließt ... ". 
Dieses Bild aufnehmend: Hirsch, NJW 1996,2457,2466. 

2 Kokott, DVBI. 1993, 1235, 1236. 
3 von Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 292. 
4 Die §§ 48 ff. VwVfG sind trotz ihrer Stellung im Verwaltungsverfahrensgesetz sy­

stematisch dem materiellen Verwaltungsrecht zuzuordnen (Sachs in: Stel­
kens/BonkJSachs, VwVfG, § 48, Rdnr. 2 in bezug auf die §§ 48 und 49 VwVfG; Paul 
Sielkens/Schmitz in: Slelkens/BonkJSachs, VwVfG, § 9, Rdnr. 26 in bezug auf § 50 
VwVfG). 

5 Zuleeg, VVDStRL 53 (1994), 154, 199 - These 31. 
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können in einem dritten Schritt die Verzahnungsfälle erörtert werden, in denen 
gemeinschaftsrechtliche Vorschriften und die zu ihrem Vollzug erforderlichen 
Vorschriften der §§ 48 ff. VwVfG ineinandergreifen (3. Teil). 

Greifen gemeinschaftsrechtliche Vorschriften und die §§ 48 ff. VwVfG in­
einander, so unterwirft der Europäische Gerichtshof die Anwendung der 
§§ 48 ff. VwVfG dem Effektivitätsgebot und dem Diskriminierungsverbot 
(3. Teil §§ 2 bis 4). Diese Einwirkung der Gemeinschaftsrechtsordnung auf die 
deutschen Vorschriften über die Aufhebung von Verwaltungsakten wird unter 
den Begriff der Europäisierung gefaßt.6 

Die Gliederung der vorliegenden Abhandlung in drei Teile (Deutsches 
Recht - Gemeinschaftsrecht - Verzahnung) darf nicht den Blick dafür verstellen, 
daß die §§ 48 ff. VwVfG auch außerhalb der als Europäisierung bezeichneten 
Einwirkung dem Einfluß des Gemeinschaftsrechts unterliegen. Dabei handelt es 
sich um die von Verwaltung und Rechtsprechung autonom vollzogene Gleich­
stellung des Gemeinschaftsrechts mit den Referenzgebieten des besonderen 
Verwaltungsrechts. 7 

Schließlich wird in Ansätzen eine freiwillige Rezeption gemeinschaftsrecht­
licher GrundsätzeX in Aufhebungsfällen erkennbar, deren Sachverhalt keinen 
Gemeinschaftsbezug aufweist.9 

(, Schach, JZ 1995, 109, 111. 
7 Zur Funktion der Referenzgebiete des besonderen Verwaltungsrechts f1ir das allge­

meine Verwaltungsrecht vgl. Schmidt-Aßmann, Reform, S. 11, 14 f. 
K Zu dieser Erscheinungsform vgl. Schwarze, Europäisierung, S.789, 825; ders., 

EuR 1997,419,422. 
y Fallbeispiel: 1. Teil § 3 I. 2. erster Absatz am Ende. 



1. Teil 

Die Aufhebung von Verwaltungsakten 
im deutschen Recht 

Die Aufhebung eines Verwaltungsakts beendet seine Wirksamkeit. Diese 
einfache Feststellung schlägt den Bogen zum Erlaß des Verwaltungsakts, mit 
dem seine Wirksamkeit beginnt. Damit ist zugleich die grundlegende Aussage 
zum Stellenwert der Vorschriften über die Aufhebung von Verwaltungsakten 
getroffen. Sie stehen in einer Reihe mit den Maßstabsnormen, I die für den Erlaß 
des jeweiligen Verwaltungsakts gelten. Das Verwaltungsverfahrensgesetz ent­
hält mit den §§ 48 ff. allgemeine Vorschriften über die Aufhebung von Ver­
waltungsakten, die trotz der ihnen anhaftenden Subsidiarität eine systembilden­
de Wirkung haben. Dies rechtfertigt es, die Aufhebbarkeit von Verwaltungsak­
ten im deutschen Verwaltungsrecht2 konzeptionell an den §§ 48 ff. VwVfG aus­
zurichten. Über der einfachgesetzlichen Ebene der §§ 48 ff. VwVfG muß, wenn 
die Aufhebung eines begünstigenden Verwaltungsakts in Rede steht, stets der 
verfassungsrechtliche Grundsatz des Vertrauensschutzes3 im Blick behalten 
werden. Um die Verzahnungsfälle, in denen Gemeinschaftsrecht und deutsche 
Aufhebungsvorschriften ineinandergreifen, später sachgerecht beurteilen zu 
können, bedarf es schließlich einer Betrachtung von vergleichbaren Konstella­
tionen, die im deutschen Verwaltungsrecht vorkommen. 

§ 1 Autbebungsvorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Die Vorschriften über die Rücknahme (§ 48 VwVfG) und den Widerruf 
(§ 49 VwVfG) wirken sich auf den Regelungsgehalt eines Verwaltungsakts 
ebenso aus wie die Maßstabsnormen, die bei seinem Erlaß zu beachten sind. 
Deshalb wird im folgenden zunächst der Zusammenhang zwischen Erlaß und 
Aufhebung eines Verwaltungsakts hergestellt. 

I Zur Maßstabslehre vgl. Schmidt-Aßmann, VBIBW 1988,381,384. 
2 Systematisch sind die Autbebungsvorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

dem materiellen Verwaltungsrecht zuzuordnen (Sachs in: Ste/kensIBonkJSachs, VwVfG, 
§ 48, Rdnr. 2 in bezug auf die §§ 48 und 49 VwVfG; Pau/ Ste/kens/Schmitz in: Ste/­
kenslBonkJSachs, VwVfG, § 9, Rdnr. 26 in bezug auf § 50 VwVfG). 

3 V gl. unten 1. Teil § 2 vor I. 
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